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Familienhilfegesetz) 


A. Problem 

Gemäß Artikel 31 Abs. 4 des zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik ge- 
schlossenen Einigungsvertrages ist der gesamtdeutsche Gesetzge- 
ber verpflichtet, „spätestens bis zum 31. Dezember 1992 eine Re- 
gelung zu treffen, die den Schutz vorgeburtlichen Lebens und die 
verfassungskonforme Bewältigung von Konfliktsituationen 
schwangerer Frauen vor allem durch rechthch gesicherte Ansprü- 
che für Frauen, insbesondere auf Beratung und soziale Hilfen, bes- 
ser gewährleistet, als dies in beiden Teilen Deutschlands derzeit 
der Fall ist". Diese Regelung ist Verpflichtung und Chance zu- 
gleich. 

Es ist nunmehr unter Berücksichtigung der Erfahrungen mit der 
Indikationsregelung der bisherigen Bundesländer, der Fristenre- 
gelung der ehemaligen DDR sowie der Erfahrungen des Auslan- 
des, vor allem der Niederlande, eine Regelung zu entwickeln, die 
sowohl der staatlichen Aufgabe des Lebensschutzes als auch den 
Belangen der in einer Konfliktlage befindhchen Frauen gerecht 
wird. 

Beide derzeit in Deutschland geltenden Regelungen haben einen 
effektiven Lebensschutz nicht zu bewirken vermocht. Die Zahl der 
legalen Abbrüche beträgt, bezogen auf die bisherigen Bundeslän- 
der, ca. 80 000 pro Jahr. Hinzuzurechnen sind die illegalen Abbrü- 
che, vor allem solche, die im Ausland durchgeführt worden sind. So 
ist die Bundesrepublik Deutschland noch im März 1990 in einer 
Entschheßung des Europäischen Parlaments als Ausgangsland für 
einen sogenannten Abtreibungstourismus ins Ausland bezeichnet 
worden. Die Fristenregelung im Bereich der ehemaligen DDR hat 
— bezogen auf Bevölkerungs- und Geburtenzahl — eine ähnliche 
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Abbruchrate wie in den bisherigen Bundesländern zur Folge ge- 
habt. Die Ausgestaltung dieser Regelung ist überdies gerade von 
den betroffenen Frauen wegen der unzureichenden Beratimgs- 
möghchkeiten vielfach als unbefriedigend empfunden worden. 

Das Ja zum Kind wird heute Frauen vielfach durch unzureichende 
Rahmenbedingimgen sowie fehlende Möghchkeiten, Beratimg 
und Hilfe zu finden, erschwert. Alleinerziehende Frauen haben mit 
besonderen Schwierigkeiten zu rechnen und, vor allem in ländli- 
chen Gebieten, mit gesellschaftiicher Geringachtung zu kämpfen. 
Vor allem junge, noch in der Ausbildung befindhche Frauen, die 
schwanger werden, sehen sich nicht selten vielfältigem Druck von 
seiten ihrer Eltern sowie der Ausbildungsstelle ausgesetzt. Sie se- 
hen oft keine Möghchkeit, die Schwangerschaft auszutragen und 
gleichwohl die Ausbildung abzuschließen. Ferner ist das Bewußt- 
sein für die Verantwortung des männhchen Partners vielfach noch 
nicht stark genug entwickelt. Oft sind es die männhchen Partner, 
die eine Frau zum Abbruch drängen, obwohl sie eigenthch eher 
das Kind austragen möchte. 

Die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Famihe und 
Beruf sind nach wie vor xmzureichend. Dies gilt vor allem für 
Alleinerziehende, deren Zahl ständig steigt. Die derzeitige Rechts- 
lage sieht noch nicht einmal einen Rechtsanspruch auf Kindergar- 
tenbetreuung vor. Betreuungsmöghchkeiten bis zur Kindergarten- 
reife sind für die Frauen, die dies für ihre Kinder wünschen, nur in 
völhg unzureichendem Maße vorhanden. Dies ist besonders gra- 
vierend für die Frauen in den neuen Bundesländern, die — unge- 
achtet der Quahtät der entsprechenden Einrichtungen — an ein 
ausreichendes Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen ge- 
wöhnt sind. Auch die Betreuungsmöghchkeiten für Kinder im 
schulpflichtigen Alter sind nicht hinreichend ausgebaut; so fehlt 
vor allem ein Angebot an Ganztagsschulen auch des geghederten 
Schulsystems. Es mangelt ferner an Möghchkeiten, im Rahmen 
flexibler Arbeitszeiten Famihen- und Berufspfhchten miteinander 
zu vereinbaren. Die steuerhchen Rahmenbedingungen im Hin- 
bhck auf Kinderbetreuungskosten sind unzureichend. Insgesamt 
fühlen sich viele Frauen nach der Geburt ihres Kindes von der 
GeseUschaft aUeingelassen. 

Die Beratungsmöghchkeiten für Frauen — und ggf. auch den 
männhchen Partner — im FaU des Schwangerschaftskonfhkts sind 
nicht ausreichend entwickelt. So existiert noch kein flächendek- 
kendes plurahstisches Netz an Beratungsstellen. Beispielsweise 
gibt es in ganz Bayern nur wenige BeratungssteUen von Pro Fami- 
ha, imd dies auch nur in den größeren Städten. 

Aber auch die allgemeinen Beratungsmöghchkeiten über Famih- 
enplanung und Verhütung sind unterentwickelt. Viele Menschen 
haben keinerlei schuhschen Aufklärungsimterricht erhalten und 
sind nur imzureichend über Fragen der Verhütung imd Famihen- 
planimg informiert. Zudem weist der schuhsche Aufklärungsun- 
terricht auch heute noch Mängel auf. Nach wie vor entstehen 
daher ungewollte Schwangerschaften infolge Unkenntnis über zu- 
verlässige Verhütungsmethoden. 
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Die derzeitige Regelung hat dazu geführt, daß Frauen infolge von 
Zufallsfunden in Arztpraxen entwürdigenden Befragungen durch 
Staatsanwaltschaften und Gerichte, wie in Memmingen, unterwor- 
fen wurden. Durch die Gefahr, sich wegen solcher Zufallsfunde 
einer strafrechthchen Verfolgung auszusetzen, kann das Vertrau- 
ensverhältnis zwischen Arzt und Patientin zerstört werden. 

Viele Frauen sehen daher den Schwangerschaftsabbruch als Aus- 
weg aus einer Konfliktsituation, zumal die Alternative, die 
Schwangerschaft fortzusetzen und das Kind zur Adoption freizu- 
geben, nach wie vor von der Gesellschaft nicht hinreichend akzep- 
tiert wird. 

Die strafrechtliche Sanktionierung des Schwangerschaftsabbruchs 
in ihrer gegenwärtigen Form führt dazu, daß Frauen sich in ihrem 
Konflikt oft alleingelassen fühlen. Sie gewinnen dabei den Ein- 
druck, der Staat versuche zwar — durch die Strafdrohung — das 
werdende Leben zu schützen, er schütze jedoch nicht das gebo- 
rene durch Schaffung zufriedenstellender Rahmenbedingungen 
für Frauen bzw. Familien mit Kindern, die Frauen das Ja zum Kind 
erleichtern, sowie einer kinderfreundlicheren Umwelt. Dabei hat 
die Geschichte erwiesen, daß selbst härteste Strafdrohungen 
Schwangerschaftsabbrüche nicht verhindern können. 

Das Strafrecht bietet keine Garantie für einen effektiven Lebens- 
schutz. Vielmehr wird den Belangen des Lebensschutzes eher 
durch ein umfassendes Angebot an Beratung, effektiven Hilfen, 
kinderfreundlicheren Rahmenbedingungen und Informationen 
gedient. Dies zeigt, daß das Ziel Lebensschutz und die Interessen 
der Schwangeren keine unüberbrückbaren Gegensätze darstel- 
len. Vielmehr kann das werdende Leben am besten mit der 
Schwangeren geschützt werden, nicht gegen sie. 


B. Lösung 

Eine Beibehaltung des geltenden Rechts unter Verstärkung sozia- 
ler Hilfen oder gar eine Einschränkung der derzeitigen Notlagen- 
indikation, wie von der bayerischen und der baden-württembergi- 
schen Landesregierung mit ihren Normenkontrollanträgen vor 
dem Bundesverfassungsgericht erstrebt, wird dem Umstand nicht 
gerecht, daß Notlagen im Sinne des derzeitigen § 218 a Abs. 2 Nr. 3 
StGB vielfach kaum auf wirtschaftlicher Not beruhen, sondern 
anderweitig begründet sind, z. B. darin, daß eine Frau sich nach 
der Trennung von ihrem Partner nicht imstande fühlt, das Kind 
allein zu erziehen. Finanzielle Hilfen allein vermögen hier keine 
Abhilfe zu schaffen. 

Hinzu kommt „Abtreibungstourismus" bzw. Flucht in die Illegali- 
tät, die dadurch hervorgerufen wird, daß viele Frauen das gesetz- 
lich vorgesehene Beratungsverfahren als Hürdenlauf empfinden. 
Diesem versuchen sie oftmals zu entgehen, indem sie sich dem 
gesetzlich vorgesehenen Verfahren einfach entziehen. Nach Er- 
fahrungen von Beratungsstellen führt zudem das Bestreben, auf 
jeden Fall die erforderliche Erlaubnis zum Schwangerschaftsab- 
bruch zu erhalten, häufig dazu, daß die Schwangeren nicht mehr 
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wirklich offen für eine Beratung sind, sondern sich von vornherein 
in ihrem Entschluß zum Schwangerschaftsabbruch festgelegt ha- 
ben. Hierdurch wird die Chance vergeben, der Frau durch ein ver- 
trauensvolles Beratungsgespräch mit Fachkundigen eine wirkli- 
che Hilfe in ihrer Konfliktsituation zu geben, die dazu führen kann, 
daß sich die Frau dann doch für das Kind entscheidet. 

Die derzeitige Regelung hat auch zur Folge, daß Schwangere, die 
sich dem vorgeschriebenen Verfahren nicht imterziehen, zumeist 
keine Möglichkeit haben, sich fachkundig über die Bedeutung des 
Schwangerschaftsabbruchs zu informieren, insbesondere auch 
darüber, daß mit der Empfängnis menschliches Leben entstanden 
ist, das von diesem Zeitpunkt ab als Leben eines anderen zu achten 
ist. Dies ist um so problematischer, als durch manche Äußenmgen 
in der öffentlichen Diskussion der unzutreffende Eindruck eines 
„Rechts auf Abtreibung“ entstanden ist. 

Die anzustrebende Neuregelung muß in der Lage sein, sowohl 
einen effektiven Lebensschutz zu bewirken als auch der Frau in 
ihrer Konfliktlage Hilfe zu geben und sie in die Lage zu versetzen, 
eine verantwortungsbewußte Gewissensentscheidung zu treffen. 
Dies ist nur durch die Ausgestaltung als modifizierte Fristenrege- 
lung mit obligatorischer Beratung möglich. 

Diese beschränkt sich nicht auf die Änderungen der strafrechtli- 
chen Bestimmungen. Im Vordergrund stehen inhaltlich vielmehr 
die Anstrengungen, den Lebensschutz durch folgende Maßnah- 
men zu verstärken: 

— Verbesserung von Sexualberatung und Aufklänmg, 

— quahtativ hochwertige Beratung und praktische Hilfen für 
Frauen in Schwangerschaftskonflikten, 

— Verbesserung der Rahmenbedingungen für Familien und 
Schaffung einer kinderfreundlicheren Umwelt durch 

— kostenlose Bereitstellung von Verhütungsmitteln 

— Erweiterung der Betreuimgsmöglichkeiten für Alleinerzie- 
hende 

— Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz 

— Erweiterung der Gewährung des Erziehungsgeldes auf 
24 Monate 

— Erweiterung des Erziehimgsurlaubes auf drei Jahre mit Be- 
schäftigungsgarantie 

— Rechtsanspruch auf Einarbeitungszuschüsse für „Wieder- 
eingüederungsf rauen “ 

— Fortbildung in Teüzeitform bei Erstattung von Betreuungs- 
kosten während der Maßnahme 

— Aufstockung des Mehrbedarfs für Sozialhilfeempfängerin- 
nen und Regreßausschluß für gewährte Leistungen 

~ Begünstigung schwangerer Frauen und Mütter bei der Ver- 
gabe öffentlich geförderter Wohnungen 
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— Aufstockung der steuerlichen Freibeträge für Kinderbetreu- 
ung. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Mehrkosten 

Bund 

Länder 

bzw. Kommunen 

Andere 

Beratung und 
Aufklärung 

ca. 20 Mio. DM 

ca. 20 Mio. DM 

- 

Verhütungs- 

mittel 



850 Mio. DM 
Nicht ab- 
schätzbare 
Minderkosten 
für ungewollte 
Schwanger- 
schaften 

Freistellung 
Alleinerzie- 
hender zur 
Betreuung der 
Kinder 



ca. 40 Mio. DM 

Arbeitsförde- 

rungsmaßnah- 

men 



10,8 Mio. DM 
(BA: bei ge- 
schätzten 

6000 Fällen) 

Berufsbil- 

dungsgesetz 

- 

— 

- 

Erziehungs- 

urlaub 

ca. 4 Mrd. DM 
wirksam: 1995 

- 

- 

Unterhalts- 

vorschuß 

ca. 125 Mio. DM 

ca. 125 Mio. DM 

- 

BSHG 

a) Mehrbedarf 

b) Regreß- 
verzicht 


a) ca. 80 Mio. DM 

b) 100 Mio. DM 


Kinder- 

nicht feststehen- 

ca. 7-8 Mrd. DM 



betreuung 

der Betrag über 
Bund-Länder- 
finanzausgleich 

ca. 5 Mrd. DM 

gemischte 

Betriebskosten 


Wohnungs- 

beschaffung 

— 

1 — 

- 

Steuerhche 

Maßnahmen 

42,5 Mio. DM 

57,5 Mio. DM 

— 
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Entwurf eines Gesetzes zum Schutz des werdenden Lebens, zur Förderung einer 
kinderfreundiicheren Geselischaft, für Hiifen im Schwangerschaftskonflikt 
und zur Regelung des Schwangerschaftsabbruchs (Schwangeren- und 
Familienhilfegesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz über Aufklärung, Verhütung 
und Familienplanung 

§1 

Anspruch auf Beratung 

Jede Frau und jeder Mann hat das Recht, sich in 
Fragen der Sexualaufklärung, Verhütung und Fami- 
henplanung von einer hierfür vorgesehenen Bera- 
tungsstelle oder von einem Arzt beraten zu lassen. Ein 
Anspruch auf Beratung besteht auch im Falle eines 
Schwangerschaftskonflikts. 

§2 

Aufklärungsmaterial 

(1) Die für Gesundheitserziehung zuständigen ober- 
sten Landesbehörden erstellen unter Beteiligung der 
obersten Gesundheitsbehörden des Bundes und in 
Zusammenarbeit mit Vertretern der Famüienbera- 
tungseinrichtungen aller Träger Aufklärungskon- 
zepte für die betroffenen Alters- und Personengrup- 
pen. 

(2) Die Bundeszentrale für gesundheitiiche Aufklä- 
rung verbreitet die bundeseinheitiichen Aufklärungs- 
materiahen, in denen Verhütungsmethoden und Ver- 
hütungsmittel umfassend dargestellt sind. 

(3) Die Aufklärungsmateriahen werden unentgelt- 
hch an Einzelpersonen auf Anforderung, ferner als 
Lehrmaterial an schuhsche und berufsbildende Ein- 
richtungen, an BeratungssteUen sowie an aUe Institu- 
tionen der Jugend- und Bildungsarbeit abgegeben. 

§3 

Beratungsstellen 

(1) Die zuständige oberste Landesbehörde stellt ein 
ausreichendes Angebot wohnortnaher Beratungsstel- 
len für die Beratung nach § 1 sicher. Dabei werden 
auch BeratungssteUen freier Träger gefördert. Die 
Ratsuchenden sollen zwischen BeratungssteUen un- 
terschiedhcher weltanschauhcher Ausrichtung aus- 
wählen können. 


(2) BeratungssteUe im Sinne von Absatz 1 kann 

sein 

1. eine von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffenthchen Rechts anerkannte 
BeratungssteUe oder 

2. ein Arzt, der 

a) als Mitghed einer anerkaimten BeratungssteUe 
(Nummer 1) mit der Beratung nach § 1 betraut 
ist, oder 

b) von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffenthchen Rechts als Berater 
anerkannt ist. 

(3) Eine BeratungssteUe im Sinne des Absatzes 2 

kann nur anerkannt werden, wenn sie 

1. über hinreichend quahfiziertes Personal verfügt, 

2. sichersteUt, daß zur Durchführung der Beratungen 
erforderlichenfaUs kurzfristig ein Psychologe, Ju- 
rist oder Arzt herangezogen werden kann, 

3. mit den SteUen zusammenarbeitet, die öffenthche 
und private Hilfen für Mutter und Kind gewäh- 
ren, 

4. zu Beratung bezüghch 

a) Fragen der Sexualaufklärung, Verhütungsbera- 
tung und Famihenplanung, 

b) Lösungsmöghchkeiten für psychosoziale Kon- 
flikte im Zusammenhang mit einer Schwanger- 
schaft, 

c) sozialer und wirtschaftiicher Hüf en für Schwan- 
gere, dabei insbesondere finanzieUer Leistun- 
gen sowie Hüfen bei der Suche nach oder dem 
Erhalt von Wohnung, Arbeits- oder AusbU- 
dungsplatz, 

d) der rechthchen oder psychologischen Voraus- 
setzungen und Auswirkungen einer Freigabe 
zur Adoption als Alternative zum Schwanger- 
schaf tsabbruch und 

e) der Methoden zur Durchführung eines Schwan- 
gerschaftsabbruchs, der physischen und psychi- 
schen Folgen eines Abbruchs und der damit ver- 
bundenen Risiken 

in der Lage ist. 

(4) Die Länder regeln das Verfahren. 
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Artikel 2 

Änderung des Fünften Buches (V) 
Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988 — BGBl. I S. 2477), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 24 werden folgende §§ 24 a imd 24 b einge- 
fügt: 


„§24a 

Empfängnisverhütung 

(1) Versicherte haben Anspruch auf ärztiiche Be- 
ratung über Fragen der Empfängnisregelung. Zur 
ärzthchen Beratung gehören auch die erforderhche 
Untersuchung und die Verordnung von empfäng- 
nisregelnden Mitteln. 

(2) Versicherte haben Anspruch auf Versorgimg 
mit empfängnisverhütenden Mitteln, soweit sie 
ärztiich verordnet werden. 

§ 24b 

Schwangerschaftsabbruch und Sterüisation 

(1) Versicherte haben Anspruch auf Leistungen 
bei einer nicht rechtswidrigen Sterüisation und bei 
einem nicht rechtswidrigen Abbruch der Schwan- 
gerschaft durch einen Arzt. Der Anspruch auf Lei- 
stungen bei einem nicht rechtswidrigen Schwan- 
gerschaftsabbruch besteht nur, wenn dieser in ei- 
nem Krankenhaus oder einer sonstigen hierfür vor- 
gesehenen Einrichtung im Sinne von Artikel 3 
Abs. 1 Satz 1 des Fünften Strafrechtsreformgeset- 
zes vorgenommen wird. 

(2) Es werden ärztiiche Beratung über die Erhal- 
tung und den Abbruch der Schwangerschaft, ärzt- 
hche Untersuchung und Begutachtung zur Fest- 
stellung der Voraussetzungen für eine nicht rechts- 
widrige Sterüisation oder für einen nicht rechtswid- 
rigen Schwangerschaftsabbruch, ärztiiche Be- 
handlung, Versorgung mit Arznei-, Verbands- und 
Heilmitteln sowie Krankenhauspflege gewährt. 
Anspruch auf Krankengeld besteht, wenn Versi- 
cherte wegen einer nicht rechtswidrigen Sterilisa- 
tion oder wegen eines nicht rechtswidrigen Ab- 
bruchs der Schwangerschaft durch einen Arzt ar- 
beitsunfähig werden, es sei denn, es besteht ein 
Anspruch nach § 44 Abs. 1." 

2. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Versicherte haben Anspruch auf Krankengeld, 
wenn es nach ärztiichem Zeugnis erforderhch 
ist, daß sie zur Beaufsichtigimg, Betreuimg oder 
Pflege ihres erkrankten Kindes der Arbeit fern- 
bleib en, eine andere in ihrem Haushalt lebende 
Person das Kind nicht beaufsichtigen, betreuen 
oder pflegen kann und das Kind das 12. Lebens- 
jahr noch nicht voUendet hat." 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Versicherte, die ledig oder geschieden sind 
oder dauernd getrennt leben, verlängert sich 


der Anspruch auf Krankengeld für jedes Kind 
auf längstens 20 Arbeitstage. " 


Artikel 3 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die §§ 200 e, 200 f und 200g der Reichsversiche- 
rungsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Ghederungsnummer 820-1, veröffentlichten bereinig- 
ten Fassung, die zuletzt durch . . . geändert worden 
ist, werden aufgehoben. 


Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte 

Die §§31abis31c des Gesetzes über die Kranken- 
versicherung der Landwirte vom 10. August 1972 
(BGBl. I S. 1433), zuletzt geändert durch . . ., werden 
aufgehoben. 


Artikel 5 

Änderung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und 
Jugendhüfe (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 
1990 — BGBl. I S. 1163, 1166) wird wie folgt geän- 
dert: 

§ 24 wird wie folgt gefaßt: 

.§24 

(1) Ein Kind hat Anspruch auf Förderung in einer 
Tageseinrichtung, in Tagespflege oder auf Betreuung 
durch eine Pflegeperson in der elterlichen Wohnung, 
wenn die Betreuung durch die Famüie nicht gewähr- 
leistet ist. Ein Kind im Alter von drei Jahren hat bis 
zum Schuleintritt Anspruch auf den Besuch eines Kin- 
dergartens. Erziehungsberechtigte haben das Recht, 
zwischen verschiedenen Formen der Tagesbetreuung 
zu wählen; den Wünschen ist zu entsprechen, sofern 
dies nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten ver- 
bunden ist. 

(2) Die örtiichen Träger und die kreisangehörigen 
Gemeinden ohne Jugendamt haben darauf hinzu wir- 
ken, daß 

1. für jedes Kind vom voUendeten dritten Lebensjahr 
an bis zum Schuleintritt ein Platz im Kindergarten 
und ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztags- 
plätzen zur Verfügung steht, 

2. das Betreuungsangebot für Kinder im Alter unter 
drei Jahren und lünder im schulpflichtigen Alter 
bedarfsgerecht ausgebaut wird. 

Bei der Entwicklung bedarfsgerechter Betreuungsfor- 
men ist einer besseren Vereinbarkeit von Famihe und 
Erwerbstätigkeit Rechnung zu tragen. Das Nähere 
über die fachüchen und personeUen Anforderungen 
an die einzelnen Betreuungsformen regelt das Lan- 
desrecht. " 
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Artikel 6 
Änderung des 

Bundeserziehungsgeldgesetzes 

Das Bundeserziehungsgeldgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25, Juh 1989 (BGBl. I 
S. 1550), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 4 Abs. 1 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Erziehungsgeld wird für Kinder, die nach dem 
31. Dezember 1992 geboren werden, vom Tag der 
Geburt bis zur Vollendung des 24. Lebensmonats 
gewährt. " 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Anspruch auf Erziehungsurlaub haben 
Arbeitnehmer, die die Voraussetzungen des § 1 
erfüllen. Dies gilt auch für die in § 1 Abs. 4 ge- 
nannten Personen, deren wöchentliche Arbeits- 
zeit die in § 8 des Vierten Buches Sozialgesetz- 
buch festgelegte Grenze für eine geringfügige 
Beschäftigung nicht übersteigt." 

b) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. der mit dem Arbeitnehmer in einem Haus- 
halt lebende Ehegatte nicht erwerbstätig 
ist; das gilt nicht, wenn der Ehegatte ar- 
beitslos ist oder sich in Ausbildung befin- 
det. " 

3. § 16 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Die nach § 15 Abs. 1 erforderlichen Voraus- 
setzungen können durch Vorlage des Bewilli- 
gungsbescheides der ErziehungsgeldsteUe nach- 
gewiesen werden. Eine Änderung in den Voraus- 
setzungen hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
unverzüglich mitzuteilen. " 

4. § 18 Abs. 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. ohne Erziehungsurlaub in Anspruch zu neh- 
men, bei seinem Arbeitgeber Teilzeitarbeit lei- 
stet und die Voraussetzungen des § 1 erfüllt." 

Artikel 7 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Teilnehmern an Maßnahmen zur beruflichen 
Fortbildung mit Teilzeitunterricht, die nach der 
Betreuung oder Erziehung eines Kindes in das 
Erwerbsleben zurückkehren oder nach ihrer 


Rückkehr nicht länger als ein Jahr erwerbstätig 
gewesen sind und die Voraussetzungen nach 
Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 oder 3 erfüllen und von 
denen die Teilnahme an einer Maßnahme mit 
ganztägigem Unterricht wegen der Betreuung 
aufsichtsbedürftiger Kinder oder pflegebedürf- 
tiger Personen nicht erwartet werden kann, wird 
ein Unterhaltsgeld gewährt. Die Voraussetzun- 
gen richten sich nach den Sätzen 2 und 3." 

b) In Absatz 2 b Satz 1 werden die Angabe „1." 
und die Worte „oder 2. " bis „nicht erwartet wer- 
den kann" gestrichen. 

2. § 45 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Sie kann auch die Kosten für die Betreuung der 
Kinder des Teilnehmers je Kind bis zu 120 DM 
monatlich ganz oder teilweise tragen, wenn sie 
durch die Teilnahme an einer Maßnahme unver- 
meidbar entstehen und die Belastung durch diese 
Kosten für den Teilnehmer eine Härte bedeuten 
würde. " 

3. § 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Bundesanstalt kann Arbeitgebern für Ar- 
beitnehmer Zuschüsse gewähren, wenn sie eine 
volle Leistung am Arbeitsplatz erst nach einer 
Einarbeitungszeit erreichen können, und sie vor 
Beginn der Einarbeitung 

1. arbeitslos sind oder 

2. von Arbeitslosigkeit unmittelbar bedroht 
sind; § 44 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend." 

b) Nach Satz 3 wird eingefügt: 

„Die Bundesanstalt muß Arbeitgebern für Ar- 
beitnehmer, die nach Zeiten der Kindererzie- 
hung oder nach Zeiten der Pflege von Angehö- 
rigen in das Erwerbsleben zurückkehren, Zu- 
schüsse gewähren, wenn sie eine volle Leistung 
erst nach einer Einarbeitungszeit erreichen kön- 
nen. " 

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 

Artikel 8 

Änderung des Berufsbildungsgesetzes 

Dem § 39 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes vom 
14, August 1969 (BGBl. I S. 1112), zuletzt geändert 
durch . . ., wird folgender Satz angefügt: 

„Auszubildenden, die Erziehungsurlaub in Anspruch 
genommen haben, darf hieraus kein Nachteil erwach- 
sen, sofern die übrigen Voraussetzungen gemäß Ab- 
satz 1 Nr. 1 bis 3 dieser Vorschrift erfüllt sind. " 
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Artikel 9 

Änderung des Unterhaltsvorschußgesetzes 

Das Unterhaltsvorschußgesetz vom 23. Juli 1979 
(BGBl. I S. 1184), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat,". 

2. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

u§3 

Die Unterhaltsleistung wird längstens für insge- 
samt 60 Monate gezahlt. " 

Artikel 10 

Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 

Das Bundessozialhilfe gesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Januar 1991 (BGBl. I S. 94) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. für werdende Mütter nach der 12. Schwan- 
gerschaftswoche. " 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Für Personen, die mit einem Kind unter 
7 Jahren oder die mit 2 oder 3 Kindern unter 
16 Jahren Zusammenleben und allein für deren 
Pflege und Erziehung sorgen, ist ein Mehrbe- 
darf von 40 vom Hundert des maßgebenden Re- 
gelsatzes anzuerkennen, soweit nicht im Einzel- 
fall ein abweichender Bedarf besteht; bei 4 oder 
mehr Kindern erhöht sich der Mehrbedarf auf 
60 vom Hundert des maßgebenden Regelsatzes. " 

2. § 91 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Träger der Sozialhilfe darf den Übergang ei- 
nes Anspruches nach § 90 gegen einen nach bür- 
gerlichem Recht Unterhaltspflichtigen nicht bewir- 
ken, wenn der Unterhaltspflichtige mit dem Hil- 
feempfänger im zweiten oder in einem entfernte- 
ren Grade verwandt ist oder wenn die Hilfeemp- 
fängerin schwanger ist oder ihr leibliches Kind bis 
zur Vollendung seines 3. Lebensjahres betreut." 

Artikel 11 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

§ 26 Abs. 2 Satz 1 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Au- 
gust 1990 (BGBl. I S. 1730), das durch Anlage I Kapi- 
tel XIV Abschnitt II Nr. 5 des Einigungsvertrages vom 
31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 23. September 1990 (BGBL 1990 II S. 885, 
1126) geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„Beim Einsatz der öff entheben Mittel nach Absatz 1 
ist zugleich zu gewährleisten, daß 


1. der Wohnungsbau in Gebieten mit erhöhtem Woh- 
nungsbedarf sowie in Zusammenhang mit städte- 
bauhchen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnah- 
men, 

2. der Wohnungsbau für schwangere Frauen, kinder- 
reiche Famihen, junge Ehepaare, alleinstehende 
Elternteile mit Kindern, ältere Menschen, Schwer- 
behinderte, Vertriebene und Flüchüinge im Sinne 
des Bundesvertriebenengesetzes und Übersiedler 

vordringheh gefördert wird. " 

Artikel 12 

Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 

§ 5 a des Wohnungsbindungsgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Juh 1982 (BGBl. I 
S. 972), das zuletzt durch Anlage I Kapitel XIV Ab- 
schnitt II Nr. 6 des Einigungsvertrages vom 31. Au- 
gust 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. September 1990 (BGBl. II S. 885, 1126) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach Satz 2 wird folgender neuer Satz 3 einge- 
fügt: 

„Bei der Benennung sind die Personengruppen 
nach § 26 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes vorrangig zu berücksichti- 
gen." 

2. Satz 3 wird Satz 4. 

Artikel 13 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

In § 10 Abs. 1 Nr. 8 Satz 1 des Einkommensteuerge- 
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. September 1990 (BGBl. I S. 1898), zuletzt geändert 
durch . . ., wird die Angabe „12 000 Deutsche Mark" 
ersetzt durch die Angabe „18 000 Deutsche Mark". 

Artikel 14 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 10. März 1987 (BGBL I S. 945, 1160), 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. Die §§ 218 bis 219d werden durch folgende §§ 218 
bis 219b ersetzt: 

„§218 

Schwangerschaftsabbruch 

(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah- 
ren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter 

1. gegen den Willen der Schwangeren handelt 
oder 
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2. leichtfertig die Gefahr des Todes oder einer 
schweren Gesundheitsschädigung der Schwan- 
geren verursacht, 

(3) Begeht die Schwangere die Tat, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geld- 
strafe. Das Gericht kann von Strafe nach Satz 1 
absehen, wenn die Schwangere sich zur Zeit des 
Eingriffs in besonderer Bedrängnis befunden hat. 

(4) Der Versuch ist strafbar. Die Schwangere 
wird nicht wegen Versuchs bestraft. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, 
wenn 

1. der Schwangerschaftsabbruch mit Einwilligung 
der Schwangeren von einem Arzt vorgenommen 
wird, 

2. seit der Empfängnis nicht mehr als zwölf Wo- 
chen vergangen sind und 

3. die Schwangere sich mindestens drei Tage vor 
dem Abbruch nach § 219 hat beraten lassen. 

(6) Der mit EinwiUigung der Schwangeren von 
einem Arzt vorgenommene Schwangerschaf tsab- 
bmch ist nicht rechtswidrig, wenn 

1. nach ärzthchen Erkenntnissen und Erfahrun- 
gen 

a) der Abbruch notwendig ist, um eine ernste 
Gefahr für Leib oder Leben der Schwangeren 
abzuwenden, oder 

b) dringende Gründe für die Annahme spre- 
chen, daß das Kind an einer nicht behebba- 
ren Schädigung seines Gesundheitszustan- 
des leiden würde, die so schwer wiegt, daß 
der Schwangeren die Fortsetzung der 
Schwangerschaft nicht zugemutet werden 
kann, und seit der Empfängnis nicht mehr als 
zweiundzwanzig Wochen vergangen sind, 

2. die schriftliche Feststellung eines Arztes, der 
nicht selbst den Schwangerschaftsabbruch 
vornimmt, darüber Vorgelegen hat, ob die Vor- 
aussetzungen der Nummer 1 gegeben sind, 
und 

3. die Schwangere sich mindestens drei Tage vor 
dem Abbruch nach § 219 hat beraten lassen, 
wenn nicht der Schwangerschaftsabbruch an- 
gezeigt ist, um von der Schwangeren eine durch 
körperhche Krankheit oder Körperschaden be- 
gründete Gefahr für ihr Leben oder ihre Ge- 
sundheit abzuwenden. 

(7) Wer als Arzt wider besseres Wissen eine un- 
richtige Feststellung über die Voraussetzungen des 
Absatzes 6 Nr. 1 zur Vorlage nach Absatz 6 Nr. 2 
trifft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in 
Absatz 1 oder 4 mit Strafe bedroht ist. Die Schwan- 
gere ist nicht nach Satz 1 strafbar. 

(8) Ein Arzt darf Feststellungen nach Absatz 6 
Nr. 2 nicht treffen, wenn ihm die zuständige Stelle 
dies untersagt hat, weil er wegen einer rechtswid- 
rigen Tat nach Absatz 1 oder 7, den §§ 219 a oder 
219 b oder wegen einer anderen rechtswidrigen 
Tat, die er im Zusammenhang mit einem Schwan- 


gerschaftsabbruch begangen hat, rechtskräftig 
verurteilt worden ist. Die zuständige Stelle kann 
einem Arzt vorläufig untersagen, Feststellungen 
nach Absatz 6 Nr. 2 zu treffen, wenn gegen ihn 
wegen des Verdachts einer der in Satz 1 bezeich- 
neten rechtswidrigen Taten das Hauptverfahren 
eröffnet worden ist. 

§ 218a 

Begriffsbestimmung 

Handlungen, deren Wirkung vor Abschluß der 
Einnistimg des befruchteten Eies in der Gebärmut- 
ter eintritt, gelten nicht als Schwangerschaftsab- 
bruch im Sinne dieses Gesetzes. 

§219 

Beratung der Schwangeren 

(1) Die Beratung dient dem Lebensschutz durch 
Rat und Hilfe für die Schwangere. Sie soll die Frau 
in ihrer schweren Konfliktlage über die physischen 
und psychischen Folgen des Schwangerschaftsab- 
bmchs sowie über die möglichen praktischen Hil- 
fen informieren imd sie in die Lage versetzen, eine 
verantwortungsbewußte eigene Gewissensent- 
scheidung zu treffen. 

(2) Die Beratung hat durch eine auf Grund Geset- 
zes anerkannte Beratungsstelle zu erfolgen. Der 
Arzt, der den Schwangerschaftsabbruch vornimmt, 
ist als Berater ausgeschlossen. 

(3) Die Beratungsstelle hat der Frau über die Tat- 
sache, daß eine Beratung gemäß Absatz 1 stattge- 
funden hat, eine mit Datum versehene Bescheini- 
gung auszustellen. Die vorausgegangene Beratung 
ist auf Wunsch der Schwangeren anonym durchzu- 
führen. 

(4) Die Beratung soll auf Wunsch auch eine 
Nachberatung für Frauen nach einem Abbruch 
oder bei Austragung der Schwangerschaft umfas- 
sen. Dies gilt auch für den Fall, daß das Kind zur 
Adoption freigegeben wird. 

(5) Die Beratung soll auf Wunsch der betroffenen 
Frau den männlichen Partner einbeziehen. 

§219a 

Werbung für den Abbruch der Schwangerschaft 

(1) Wer öffentlich, in einer Versammlung oder 
durch Verbreiten von Schriften (§11 Abs. 3) seines 
Vermögensvorteils wegen oder in grob anstößiger 
Weise 

1. eigene oder fremde Dienste zur Vornahme oder 

Förderung eines Schwangerschaftsabbruchs 

oder 

2. Mittel, Gegenstände oder Verfahren, die zum 

Abbruch der Schwangerschaft geeignet sind, 

unter Hinweis auf diese Eignung 

anbietet, ankündigt, anpreist oder Erklärungen 
solchen Inhalts bekannt gibt, wird mit Freiheits- 
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe be- 
straft. 

(2) Absatz 1 Nr. 1 gilt nicht, wenn Ärzte oder auf 
Grund Gesetzes anerkannte Beratungsstellen dar- 
über unterrichtet werden, welche Ärzte, Kran- 
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kenhäuser oder Einrichtungen bereit sind, einen 
Schwangerschaftsabbruch unter den Voraussetzun- 
gen des § 218 Abs. 5 oder 6 vorzunehmen. 

(3) Absatz 1 Nr. 2 gilt nicht, wenn die Tat gegen- 
über Ärzten oder Personen, die zum Handel mit 
den in Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Mitteln oder Ge- 
genständen befugt sind, oder durch eine Veröffent- 
lichung in ärztlichen oder pharmazeutischen Fach- 
blättern begangen wird. 

§219b 

Inverkehrbringen von Mitteln zum Abbruch 
der Schwangerschaft 

(1) Wer in der Absicht, rechtswidrige Taten nach 
§ 218 zu fördern, Mittel oder Gegenstände, die zum 
Schwangerschaftsabbruch geeignet sind, in den 
Verkehr bringt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 2 Jah- 
ren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Die Teilnahme der Frau, die den Abbruch 
ihrer Schwangerschaft vorbereitet, ist nicht nach 
Absatz 1 strafbar. 

(3) Mittel oder Gegenstände, auf die sich die Tat 
bezieht, können eingezogen werden. " 

2. In § 203 Abs. 1 Nr. 4 a wird die Angabe „§ 218 b 
Abs. 2 Nr. 1" durch die Angabe „§ 3 des Gesetzes 
über Aufklärung, Verhütung und Famihenpla- 
nung'' ersetzt. 

Artikel 15 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 
1319), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 53 Abs. 1 Nr. 3 a wird die Angabe „§ 218 b 
Abs. 2 Nr. 1" durch die Angabe „§ 3 des Gesetzes 
über Aufklärung, Verhütung und Familienpla- 
nung" ersetzt. 

2. In §97 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 218b 
Abs. 2 Nr. 1" durch die Angabe „§ 3 des Gesetzes 
über Aufklärung, Verhütung und Familienpla- 
nung" ersetzt. 

3. § 108 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz ange- 
fügt: 

„(2) Werden bei einem Arzt Gegenstände im 
Sinne von Absatz 1 Satz 1 gefunden, die den 
Schwangerschaftsabbruch einer Patientin betref- 


fen, ist ihre Verwertung in einem Strafverfahren 
gegen die Patientin wegen einer Straftat nach 
§ 218 des Strafgesetzbuches ausgeschlossen." 

Artikel 16 

Änderung des Fünften Gesetzes zur Reform 
des Strafrechts 

Das Fünfte Gesetz zur Reform des Strafrechts 
(5. StrRG) vom 18. Juni 1974 (BGBl. I S. 1297), geän- 
dert durch Artikel 3 in Verbindung mit Artikel 4 des 
Gesetzes vom 18. Mai 1976 (BGBl. I S. 1213), wird wie 
folgt geändert: 

1. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ein Schwangerschaftsabbruch darf nur in 
einer Einrichtung vorgenommen werden, in der 
auch die notwendige medizinische Nachbe- 
handlung gewährleistet ist. Er soll zum frühest 
möglichen Zeitpunkt vorgenommen werden." 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1" 
durch die Angabe „Absatz 1 Satz 1" ersetzt. 

2. Artikel 4 wird aufgehoben. 

Artikel 17 

Aufhebung von auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR fortgeltenden Vorschriften 

§§ 153 bis 155 des Strafgesetzbuches der Deutschen 
Demokratischen Repubhk — StGB — vom 12. Januar 
1968 in der Neufassung vom 14. Dezember 1988 
(GBl. I 1989 Nr. 3 S. 33), geändert durch das 6. Straf- 
rechtsänderungsgesetz vom 29. Juni 1990 (GBl. I 
Nr. 39 S. 526), das Gesetz über die Unterbrechung der 
Schwangerschaft vom 9. März 1972 (GBl. INr. 5 S. 89) 
sowie die Durchführungsbestimmung zum Gesetz 
über die Unterbrechung der Schwangerschaft vom 
9. März 1972 (GBl. II Nr. 12 S. 149), soweit sie nach 
Anlage II Kapitel III Sachgebiet C Abschnitt I Nr. 1, 4, 
5 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in Ver- 
bindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Septem- 
ber 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1168) fortgelten, wer- 
den aufgehoben. 

Artikel 18 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 


Bonn, den 16. Mai 1991 


Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Der Entwurf eines Gesetzes zum Schutz des wer- 
denden Lebens, der Förderung einer kinderfreund- 
hcheren Gesellschaft, für Hilfen im Schwanger- 
schaftskonflikt und zur Regelung des Schwanger- 
schaftsabbruchs schafft eine einheitiiche Regelung 
der Problematik des Schwangerschaftsabbruchs im 
vereinten Deutschland. Er beschränkt sich nicht 
auf, die Reform der Strafrechtsbestimmungen, son- 
dern stellt vielmehr die Regelungen zur Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen für Frauen bzw. für 
Famüien mit Kindern in den Vordergrund. Der Ent- 
wurf setzt damit die Zielvorgaben des Artikels 31 
Abs. 4 des zwischen der Bundesrepubhk Deutsch- 
land und der Deutschen Demokratischen Repubhk 
geschlossenen Einigungsvertrages und die Forde- 
rungen des Bundesverfassungsgerichtes zum 
Schutz des werdenden Lebens um. 

Die durch den Einigungsvertrag gebotene Rechts- 
angleichung kann weder in Form der Ausdehnung 
der derzeit in den alten Bundesländern geltenden 
Indikationsregelung noch durch Übernahme der 
seit 1972 in der früheren DDR geltenden Fristen- 
regelung erfolgen. 

Eine Übernahme des früheren „DDR-Modells" 
kommt nicht in Betracht. Sie scheidet bereits des- 
halb aus, weil sie den Schwangerschaftsabbruch 
ausdrücklich als „eine Möghchkeit zusätzhch zu 
den bestehenden Möghchkeiten der Empfängnis- 
verhütung" bezeichnet (§ 1 Abs. 1 Schwanger- 
schaftsunterbrechungsgesetz vom 9. März 1972, 
der allerdings nach dem Einigungsvertrag [BGBl. 
1990 II S. 1168] nicht fortgilt). Diese Sichtweise ist 
mit dem Vorrang des Lebensschutzes unvereinbar, 
wie er vom Bundesverfassungsgericht in seinem 
Urteil vom 25. Februar 1975 (BVerfGE 39, Iff.) ge- 
fordert worden ist. 

Andererseits haben die Erfahrungen mit der Indi- 
kationsregelung erwiesen, daß sie den bei ihrer 
Einführung erhofften verbesserten Lebensschutz 
nicht zu bewirken vermocht hat. Die Erfahrungen 
des Auslandes, insbesondere der Niederlande, wo 
faktisch eine Fristenregelung mit obhgatorischer 
Beratung gilt, erweisen, daß eine Fristenregelung 
nicht zwangsläufig zu höheren Schwangerschafts- 
abbruchzahlen führt, sondern daß sie vielmehr so 
ausgestaltet sein kann, daß sie eine deutiiche Sen- 
kung der Schwangerschaftsabbruchrate zur Folge 
hat. 

Die in dem vorhegenden Gesetzentwurf vorge- 
schlagene Neuregelung der strafrechtiichen Be- 
stimmungen enthält eine modifizierte Fristenrege- 
lung mit obhgatorischer Beratung. Diese Beratung 
bildet neben den begleitenden sozialen Regelun- 
gen den entscheidenden Unterschied sowohl zu 


der seit 1972 in der früheren DDR geltenden Fri- 
stenregelung als auch zu der 1975 von dem Bun- 
desverfassungsgericht verworfenen Fristenrege- 
lung aus dem Jahre 1974. 

Die Regelungen über die Schwangerschaftskon- 
fhktberatung selbst erstreben nämhch eine quahta- 
tive und quantitative Ausweitung der Beratungs- 
möghchkeiten und tragen damit zu einem effizien- 
ten Lebensschutz bei. Verlangt wird ein flächen- 
deckendes plurahstisches Netz von Beratungsstel- 
len. Die Beratung kann nach wie vor sowohl durch 
BeratungssteUen als auch durch quahfizierte Ärzte 
erfolgen. Es wird ausdrückhch auch die Möghch- 
keit einer Nachberatung angeboten, damit die 
Frau auch nach der Geburt bzw. nach dem Ab- 
bruch fachkundige Beratung finden kann. Dies gilt 
auch für den FaU, daß sie sich als Alternative zum 
Schwangerschafts abbruch, zum Austragen des 
Kindes und zur Freigabe zur Adoption entschlos- 
sen hat. Das Gesetz sieht ausdrückhch vor, daß die 
BeratungssteUen in der Lage sein müssen, auch in 
der Konfhktberatung selbst auf die rechthchen und 
psychologischen Aspekte dieser Alternative einzu- 
gehen. 

2. Beratung und Aufklärung sind als Rechtsansprü- 
che ausgestaltet. Sie beschränken sich nicht nur 
auf die Situation des Schwangerschaf tskonfhkts 
selbst, sondern beziehen ausdrückhch auch den 
Bereich der Sexualaufklärung, Verhütung und Fa- 
mihenplanung, d. h. des Bemühens um die Verhin- 
derung ungewoUter Schwangerschaften, mit ein. 
Dem niederländischen Beispiel folgend sind in die- 
sem Bereich ergänzend zu den staathchen Einrich- 
tungen auch private Initiativen, etwa in Gestalt von 
Stiftungen, die sich Verhütungs- und Aufklärungs- 
beratung zur Aufgabe machen, anzustreben. 

3. Neben den Elementen Aufklärung und Beratung 
kommt nach der Grundkonzeption des Entwurfes 
der Verbesserung der geseUschafthchen Rahmen- 
bedingungen besondere Bedeutung zu. Durch sol- 
che Verbesserungen kann die Bereitschaft der Frau 
zur Austragung der Schwangerschaft gestärkt wer- 
den. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus 
dem Jahre 1975 hat solche praktischen Hilfen auch 
ausdrückhch eingefordert. Den Möghchkeiten des 
Bundesgesetzgebers sind aUerdings durch die Re- 
gelungen über die Gesetzgebungskompetenz 
Grenzen gesetzt. So hegt ein verbessertes Angebot 
an Ganztagsschulen — und zwar auch im Rahmen 
des geghederten Schulsystems — sowie von Be- 
treuungsmöghchkeiten für Schulkinder an Nach- 
mittagen in der Verantwortung der für das Schul- 
wesen zuständigen Länder. Hinsichtlich der Mög- 
hchkeit, Erziehungsberechtigten, die dies wün- 
schen, durch flexible Arbeitszeiten die Vereinba- 
rung von Berufs- und Famihenpfhchten zu erleich- 
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tern, sind in erster Linie die Tarifvertragsparteien 
gefordert. 

4. Im wesentlichen sieht das Gesetz folgende soziale 
Begleitregelungen vor: 

Für den Bereich der Verhütung schafft es nicht nur 
die Voraussetzungen für eine deutliche Verbesse- 
rung der Beratungsmöghchkeiten, sondern legt 
auch die Kostenfreiheit ärzthch verordneter Verhü- 
tungsmittel fest. Diese hat sich in den Niederlan- 
den als ein wesentliches Element des Gesamtkon- 
zepts zur Vermeidung von ungewollten Schwan- 
gerschaften und damit zur Eindämmung der 
Schwangerschaftsabbruchzahlen erwiesen. 

Der Entwurf greift einen zentralen Punkt der Ver- 
einbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit auf: Es 
wird ein Rechtsanspruch auf einen Kindergarten- 
platz festgeschrieben. 

Zur Sicherung der Wahlmöghchkeit für Erzie- 
hungsberechtigte zwischen Erwerbs- und Fami- 
lientätigkeit bei kleinen Kindern wird der Erzie- 
hungsurlaub auf drei Jahre ausgedehnt und das 
Erziehungsgeld für weitere sechs Monate ge- 
zahlt. 

Eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
wird durch Änderungen im Arbeitsförderungsge- 
setz geschaffen, die die berufliche Fortbildung in 
Form des Teilzeitunterrichts vorsehen, die Über- 
nahme der Betreuungskosten während der Maß- 
nahme regeln und Wiedereingliederungsgeld für 
Frauen nach der sog. Familienphase garantieren. 
Damit wird der Rahmen für eine notwendige fle- 
xiblere Zeitgestaltung für Mütter und Väter gebo- 
ten; die Kosten der Kinderbetreuung werden deut- 
lich verringert. 

Durch eine entsprechende Regelung im Berufsbil- 
dungsgesetz soll sichergestellt werden, daß jungen 
Müttern bei dem Abschluß ihrer Ausbildung aus 
der Wahrnehmung eines Erziehungsurlaubs keine 
Nachteile erwachsen. 

Für Alleinerziehende werden Maßnahmen im Un- 
terhaltsvorschußgesetz und im Bunde ssozialhilfe - 
gesetz vorgesehen, die ihnen eine eigenständige 
Existenz mit Kind/ern ermöglichen und sie von 
einer eventuellen Rückzahlung der Sozialhilfe be- 
freien. 

Im Bereich des öffentlich geförderten Wohnungs- 
baus werden schwangere Frauen in den bevorzugt 
zu fördernden Personenkreis aufgenommen. 

Die steuerhche Berücksichtigung von Aufwendun- 
gen für Familienhilfen und Kinderbetreuung tra- 
gen den tatsächhchen Kosten nur unzureichend 
Rechnung. Daher wird der Sonderausgabenabzug 
von Aufwendungen für hauswirtschaftliche Be- 
schäftigungsverhältnisse erhöht. Diese steuerliche 
Erleichterung soll keineswegs an die Stelle der vom 
Bundesverfassungsgericht geforderten Verbesse- 
rung des Famihenlastenausgleichs, insbe^ndere 
der Anhebung der steuerlichen Grundfreibeträge 
und Kinderfreibeträge, treten. Diese Forderungen 
des Bundesverfassungsgerichts werden unabhän- 
gig hiervon in dieser Wahlperiode umgesetzt (vgl. 


Entwurf eines Steueränderungsgesetzes 1991 — 
Drucksache 12/219). 

5. Das Bundesverfassungsgericht hatte 1975 die Fri- 
stenregelung gemäß §218a des 5. Strafrechts- 
reformgesetzes („Fristenregelung 1974") für mit 
Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Artikel 1 
Abs. 1 GG insoweit unvereinbar und nichtig er- 
klärt, als sie „den Schwangerschaftsabbruch auch 
dann von der Strafbarkeit ausnimmt, wenn keine 
Gründe vorliegen, die . . . vor der Wertordnung des 
Grundgesetzes Bestand haben". Die Schutzpflicht 
des Staates für das werdende Leben bestehe auch 
gegenüber der Mutter; der Lebensschutz der Lei- 
besfrucht genieße grundsätzhch für die Dauer der 
Schwangerschaft Vorrang vor dem Selbstbestim- 
mungsrecht der Schwangeren. Das Bundesverfas- 
sungsgericht beanstandete, durch die gesetzhche 
Regelung komme die „rechtliche Mißbilligung des 
Schwangerschaftsabbruchs in der Rechtsordnung 
unterhalb der Verfassung" nicht klar genug zum 
Ausdruck. Deuthche Kritik übte es an der damah- 
gen Beratungsregelung. Die in § 218 c StGB (1974) 
vorgesehene Beratung könne „nicht als geeignet 
angesehen werden, auf eine Fortsetzung der 
Schwangerschaft hinzuwirken". Das Gericht ver- 
mißte insbesondere eine Regelung, durch die die 
Beratungsstellen so ausgestattet werden, „daß sie 
unmittelbare Hilfe vermitteln können " . 

Mit seinem Urteil hat das Bundesverfassungsge- 
richt jedoch nicht „die Fristenregelung" schlecht- 
hin für verfassungswidrig erklärt, sondern nur die 
1974 beschlossene Gesetzesfassung. Das Urteil 
enthält Anhaltspunkte, die den Schluß zulassen, 
daß das Bundesverfassungsgericht, nachdem die 
1976 eingeführte Indikationsregelung einen effek- 
tiven Lebensschutz nicht zu erreichen vermocht 
hat, nunmehr eine zur Erreichung dieses Zieles 
geeignete Fristenregelung für verfassungsgemäß 
halten könnte. 

Das Urteil erklärt strafrechthche Regelungen aus- 
drücklich nur „im äußersten Falle, wenn der von 
der Verfassung gebotene Schutz auf keine andere 
Weise erreicht werden kann", für geboten. Auch 
sei der „ Gesetzgeber grundsätzhch nicht verpflich- 
tet, die gleichen Maßnahmen strafrechthcher Art 
zum Schutze des ungeborenen Lebens zu ergrei- 
fen, wie er sie zur Sicherung des geborenen Lebens 
für zweckdienhch und geboten hält". Weiterhin 
bezeichnete das Bundesverfassungsgericht die 
Straf norm als „ultima ratio im Instrumentarium des 
Gesetzgebers" (BVerfGE 39, 47). Es hebt „auch 
und erst recht für den Schutz des ungeborenen 
Lebens" den Leitgedanken des „Vorranges der 
Prävention vor der Repression" hervor (BVerfGE 
39, 44) und betont, es sei „Aufgabe des Staates, in 
erster Linie sozialpoütische und fürsorgerische Mit- 
tel zur Sicherung des werdenden Lebens einzuset- 
zen" (BVerfGE, a. a. O.). 

Die verfassungskonforme Ausgestaltung einer Fri- 
stenregelung setzt demnach zum einen voraus, daß 
vor allem die letztgenannten Mittel vom Staat tat- 
sächhch zur Verfügung gestellt werden. Dies soll 
durch die oben genannten sozialpolitischen Maß- 
nahmen geschehen. Zum anderen muß aber durch 
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die gesetzhchen Regelungen sichergestellt wer- 
den, daß die selbstverantwortete Entscheidung der 
Frau nicht allein auf einem Selbstbestimmungs- 
recht beruhen und nicht losgelöst vom Schutz des 
werdenden Lebens erfolgen kann. Dieses Ziel 
kann nur durch die Verbindung der Fristenrege- 
lung mit einer obligatorischen Beratung erreicht 
werden. Dagegen würde eine Lösung, die ledighch 
ein Beratungsangebot vorsehen und auf dessen 
freiwiUige Inanspruchnahme durch die Schwan- 
gere abstellen würde, den vom Bundesverfas- 
sungsgericht geforderten Vorrang des Lebens- 
schutzes nicht gewährleisten. Der verpflichtende 
Charakter der Wahrnehmung der Beratung, wie er 
bereits in § 105 des Alternativentwurfs zum Straf- 
gesetzbuch (1970) vorgesehen war, und die hohen 
Anforderungen an die Quahtät der Beratung be- 
deuten in der rechüichen Ausgestaltung den ent- 
scheidenden Unterschied zur Fristenregelung der 
ehemaligen DDR und zu der 1974 beschlossenen 
Fristenregelung. 

Das Bundesverfassungsgericht ist nicht an seine 
Entscheidung aus dem Jahre 1975 gebunden. Zwar 
besteht nach § 31 Abs. 1 Satz 1 BVerfGG eine Bin- 
dungswirkung der Urteile des Bundesverfassungs- 
gerichts für die Verfassungsorgane des Bundes und 
der Länder sowie alle Gerichte und Behörden. Dies 
gilt jedoch nicht für das Bundesverfassungsgericht 
selbst. Es kann eine in einer früheren Entscheidung 
vertretene Rechtsauffassung aufgeben, auch so- 
weit sie für die seinerzeitige Entscheidung tragend 
war (vgl. Maunz in Maunz/Schmidt-Bleibtreu/ 
Klein/Ulsamer, Bundesverfassungsgerichtsgesetz, 
§ 31, Rdnr. 20). Die Entwicklung in den vergange- 
nen 15 Jahren hat gezeigt, daß die aufgrund des 
Urteils aus dem Jahre 1975 eingeführte Indika- 
tionsregelung den von dem Gericht geforderten 
effektiven Lebensschutz nicht zu bewirken ver- 
mocht hat. Daß eine obhgatorische Beratung sowie 
ein gut ausgebautes System der Aufklärung und 
Sexualberatung zu deutlich niedrigeren Schwan- 
gerschaftsabbruchzahlen führen kann als in der 
Bundesrepublik Deutschland, erweist das Beispiel 
der Niederlande. Eine rechtliche Regelung, die 
praktisch auf eine Fristenregelung hinausläuft, der 
weitverbreitete Gebrauch zuverlässiger Verhü- 
tungsmittel und deren Kostenfreiheit sind wesent- 
liche Ursachen für die europaweit niedrigste 
Schwangerschaftsabbruchrate. 

Neben der Neuregelung der Strafbestimmungen 
werden Regelungen getroffen, die dem Abbau von 
Mißständen dienen sollen, die sich in der Vergan- 
genheit herausgestellt haben: Die Bundesländer 
sollen auch Einrichtungen zulassen, die ambulante 
Schwangerschaftsabbrüche durchführen. 


Kosten 

Die Kosten belaufen sich auf insgesamt ca. 15 Mrd. 
DM (ausschließlich Folgekosten). Hauptkostenfakto- 
ren sind die Erstattung der Verhütungsmittel als Vor- 
sorgemaßnahme zur Vermeidung ungewollter 
Schwangerschaften und der Rechtsanspruch auf ei- 
nen Kindergartenplatz. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 — Gesetz über Aufklärung, Verhütung 
und Familienplanung 

Zu § 1 — Anspruch auf Beratung 

Sexuahtät, die ein integrierter Bestandteil der 
menschhchen Person ist und einen wichtigen Teil- 
aspekt der sozialen und partnerschaf fliehen Bezie- 
hungen darstellt, verlangt ein verantwortungsbewuß- 
tes Handeln jedes einzelnen gegenüber sich selbst 
und seinem Partner. Die Beratung imd Aufklärung 
sind wichtige Grundelemente für einen partnerschaft- 
hchen Umgang mit der Sexualität. Erfahrungen in 
anderen europäischen Ländern, z. B. in den Nieder- 
landen, zeigen, daß durch eine zielgruppenorientierte 
Beratung und Aufklärung die Zahl der Schwanger- 
schaftsabbrüche nachhaltig gesenkt worden ist und 
unerwünschte Schwangerschaften von vornherein 
vermieden werden. § 1 macht deuflich, daß Beratung 
und Aufklärung von Mann und Frau in Anspruch ge- 
nommen werden können, um die Mitverantwortung 
des Mannes in Fragen der Sexualität zu imterstrei- 
chen. Beratung und Aufklärung sind nicht auf eine 
bestimmte Altersgruppe beschränkt, um Informa- 
tionslücken bei weiten Bevölkerungskreisen zu 
schheßen und die Chance zu erhöhen, viele Men- 
schen, für die heute immer noch Fragen der Sexualität 
und Verhütung tabuisiert sind, dafür zu sensibilisie- 
ren und Problembewußtsein zu erzeugen. Satz 2 stellt 
klar, daß auch ein Rechtsanspruch auf Beratung im 
Schwangerschaftskonflikt besteht. 


Zu § 2 — Aufklärungsmaterial 

Absatz 1 stellt klar, daß Beratung und Aufklärung öf- 
fenfliche Aufgaben sind. In Absprache zwischen dem 
Bund und den einzelnen Bundesländern sind sie Bun- 
de seinheitlich in das bestehende regionale Gefüge 
gesundheiflicher und sozialer Dienste zu integrieren. 
Damit wird ausgeschlossen, daß unterschiedhehe Be- 
ratungs- und Aufklärungsstrategien einzelner Bun- 
desländer Anwendung finden. Die Einbeziehung aller 
Träger von Famüienberatungseinrichtungen bietet 
die Gewähr, auf der Grundlage unterschiedlicher Er- 
fahrungen ein breites, auf die Bedürfnisse der unter- 
schiedlichen Zielgruppen abgestimmtes Angebot für 
Beratung und Aufklärung zu erhalten. 

Absatz 2 nennt Verhütungsmethoden und Verhü- 
tungsmittel als inhalfliche Schwerpunkte des Informa- 
tionsmaterials, Die Informationsschriften sind den 
neuesten wissenschaftlichen Standards anzupassen. 
Ihr Inhalt richtet sich nach den verschiedenen Ziel- 
gruppen, an die sie sich wenden, imd sollte insbeson- 
dere deren Interessen, Problembewußtsein und Ver- 
ständnismöghehkeiten berücksichtigen. Das Aufklä- 
rungsmaterial soll bundeseinheiflich durch die Bun- 
de szentrale für gesundheithehe Aufklärung verteilt 
werden. 

Absatz 3 nennt die Zugangsmöghehkeiten für das 
Aufklärungsmaterial. Dabei sind alle pädagogischen 
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und sozialen Einrichtungen in die Verteilung der ko- 
stenlosen Informationsschriften eingebunden. 

Zu § 3 — Beratungsstellen 

Absatz 1 stellt klar, daß das Netz von Beratungsstellen 
flächendeckend auszugestalten ist, so daß die Rat- 
suchenden ein wohnortnahes Beratimgsangebot vor- 
finden. Es muß pluralistisch ausgestaltet sein, damit 
Ratsuchende nicht aufgrund einseitiger weltanschau- 
licher Ausrichtung der in ihrer Nähe befindhchen Be- 
ratungsstellen Schwellenängste entwickeln und des- 
wegen von der Inanspruchnahme der Beratung abse- 
hen. Dies ist insbesondere im Falle des Schwanger- 
schaftskonfhkts von Bedeutung. 

Absatz 2 definiert, daß die Beratung wie bisher so- 
wohl durch Beratungsstellen als auch durch aner- 
kannte Ärzte erfolgen kann. 

Absatz 3 trifft eine Rahmenregelung über die Voraus- 
setzungen für die Anerkennung von Beratungsstellen 
bzw. Beratern. Das Personal muß über bestimmte 
Quahfikationen verfügen. Diese sind ggf. durch ent- 
sprechende Fortbildung zu gewährleisten. Um eine 
Beratung in sämtlichen in Betracht kommenden Fra- 
gen, z. B. auch juristischen Problemen, wie etwa Un- 
terhaltsansprüchen gegen den Kindesvater, sicherzu- 
stellen, wird auch ausdrückhch eine Regelung über 
die Heranziehung bestimmter Fachleute auf Wunsch 
der Ratsuchenden getroffen. Ferner sind in Absatz 3 
Nr. 4 die Bereiche aufgehstet, für die das Beratungs- 
personal qualifiziert sein muß. 

Zu Artikel 2 — Änderung des Fünften Buches (V) 
Sozialgesetzbuch 

Zu Nummer 1 

Der in das SGB V eingefügte § 24 a entspricht dem 
§ 200 e RVO. Ergänzend sind nunmehr die Kosten für 
ärzthch verordnete Empfängnisverhütimgsmittel auf- 
genommen worden. Nicht ärzthch verordnete Emp- 
fängnisverhütungsmittel (z. B. Kondome) werden 
nicht erfaßt. Es ist eine entsprechende Regelung auch 
für den Bereich der Beamtenbeihilfe anzustreben. 

§ 24 b entspricht im wesenthchen dem bisherigen 
§ 200 f RVO. Die Neuregelung ist nunmehr in zwei 
Absätze auf ge teilt, wobei in dem ersten zusätzhch der 
Ort des Schwangerschaftsabbruchs angesprochen 
wird. Durch die Formulienmg werden auch Schwan- 
ger schaftsabbrüche erfaßt, die nach Wahrnehmung 
der obhgatorischen Beratung innerhalb der ersten 
zwölf Wochen nach der Empfängnis durchgeführt 
werden, da Artikel 14 — § 218 Abs. 5 — des Entwurfs 
den strafrechtlichen Unrechtstatbestand ausschließt. 
Es ist daher gesichert, daß hinsichtiich der Kosten- 
Übernahme keine Änderung gegenüber der derzeiti- 
gen Rechtslage eintritt. 


Zu Nummer 2 

Die jetzige Rechtslage bietet jedem Erwerbstätigen 
die Möghchkeit, für die Dauer von fünf Arbeitstagen 


freigestellt zu werden, um ein im Haushalt lebendes 
Kind im Krankheitsfall zu betreuen, das das 8. Le- 
bensjahr noch nicht vollendet hat. 


Zu Buchstabe a 

In Absatz 1 wird der Anspruchszeitraum um vier 
Jahre erweitert. Damit wird den psychischen und phy- 
sischen Erfordernissen des erkrankten Kindes Rech- 
nung getragen, das auch im Alter von acht bis zwölf 
Jahren noch der Betreuung eines Elternteils bedarf. 


Zu Buchstabe b 

Mit der Verlängerung der Freistellung des/der Allein- 
erziehenden auf 20 Tage wird er/sie mit der Famiüe, 
in der beide Elternteile leben und erwerbstätig sind, 
gleichgestellt. Damit wird der Tatsache Rechnung ge- 
tragen, daß die Zahl der Haushalte, in der beide El- 
temteile arbeiten, stetig steigt und die Mehrzahl der 
erkrankten Kinder die doppelte Freistellimgsmöghch- 
keit beanspruchen kaim. Kinder Alleinerziehender 
sollten deshalb auch dieses erweiterte Betreuungsan- 
gebot erhalten. 


Zu Artikel 3 — Änderung der 

Reichsversicherungsordnung; 

Zu Artikel 4 — Änderung des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der 
Landwirte 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Artikel 2. 


Zu Artikel 5 — Änderung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes 

Die Vorschriften des Artikels 5 bestimmen die Vor- 
aussetzungen, unter denen ein Anspruch auf För- 
derung des Kindes in einer Tageseinrichtung oder 
Tagespflege besteht, und sieht einen Rechtsanspruch 
für einen Kindergartenplatz bis zu drei Jahren vor 
Schuleintritt vor. 


Zu Artikel 6 — Änderung des 

Bundeserziehungsgeldgesetzes 

Zu Nummer 1 

Mit der Verlängerung des Erziehungsgeldes auf 
24 Monate für Kinder, die nach dem 31. Dezember 
1992 geboren werden, wird die materielle Sicherung 
junger Mütter, die nicht erwerbstätig bzw. teilzeitbe- 
schäftigt sind, auf zwei Jahre verlängert. 


Zu Nummern 2 bis 4 

Der Erziehungsurlaub wird bei Beschäftigungsgaran- 
tie a\if drei Jahre ausgedehnt. Nummern 2 bis 4 be- 
rücksichtigen Folgeänderungen, die sich aufgrund 
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der unterschiedlichen Fristen beim Anspruch auf Bun- 
deserziehungsgeld und beim Anspruch auf Erzie- 
hungsurlaub ergeben. 


Zu Artikel 7 — Änderung des 

Arbeitsförderungsgesetzes 

Zu Nummern 1 und 2 

Die befristeten Regelungen über die Förderung der 
beruflichen Fortbildung mit Teilzeitunterricht für Per- 
sonen, die nach der Kindererziehungsphase wieder 
ins Erwerbsleben zurückkehren, werden in eine un- 
befristete Regelung umgestaltet. Ansonsten bleibt die 
Regelung unverändert. 


Zu Nummer 3 

Die bisherige Regelung der Übernahme von Kinder- 
betreuungskosten bei auswärtiger Unterbringung bei 
Umschulungsmaßnahmen ist mit 60 DM und nur für 
den Fall einer unbilhgen Härte zu niedrig. Deshalb 
wird dieser Betrag für jedes Kind verdoppelt. 

Die bisherige Möglichkeit der Gewährung eines Ein- 
arbeitungszuschusses für Frauen und Männer nach 
Zeiten der Kindererziehung und/oder Pflege von An- 
gehörigen wird eine Pflichtleistung. Bei seiner Ko- 
stenschätzung geht das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung von 3 000 Fällen auf dem Gebiet 
der ehemaligen Bundesrepublik Deutschland und 
3 000 Fällen in den östlichen Bundesländern bei ei- 
nem durchschnittlichen Einarbeitungszuschuß von 
18 000 DM/Jahr aus. 


Zu Artikel 8 — Änderung des 

Berufsbildungsgesetzes 

Diese Regelung stellt sicher, daß Schwangeren, die 
sich in einer Berufsausbildung befinden, bei der Zu- 
lassung zur Prüfung aus Unterbrechungen der Ausbil- 
dung wegen Inanspruchnahme eines Erziehungsur- 
laubs keine Nachteile erwachsen. Gerade bei jungen 
Frauen kann die Befürchtung, eine begonnene Aus- 
bildung nicht beenden zu können, Motiv für den 
Wunsch nach einem Abbruch einer Schwangerschaft 
sein. Dies gilt beispielsweise im Hinbhck darauf, daß 
bei weiblichen Auszubildenden, die einen Erzie- 
hungsurlaub nach einer Schwangerschaft in An- 
spruch genommen haben, die Anerkennung der bis- 
herigen Ausbildungsleistungen teilweise auf Pro- 
bleme stößt. 


Zu Artikel 9 — Änderung des 

Unterhaltsvorschußgesetzes 

Zu Nummer 1 

Die Regelung in § 1 Abs. 1 gewährleistet, daß der 
Unterhalt von Kindern alleinstehender Väter und 
Mütter bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres des 


Kindes sichergestellt ist. Durch die Anhebung des Le- 
bensalters des Kindes um sechs Jahre wird der an- 
spruchsberechtigte Personenkreis erweitert und gibt 
so dem/der Alleinerziehenden mit Kind/ern bis zum 
zwölften Lebensjahr die Basis einer einigermaßen ge- 
sicherten Existenz in einer Einelternfamilie. 


Zu Nummer 2 

In § 3 wird die Dauer der Unterhaltsleistung von 36 
auf 60 Monate verlängert, um die materielle Aus- 
gangslage des/der Alleinerziehenden zu verbessern. 
Die Chance zu einer zukünftigen eigenständigen Exi- 
stenzsicherung z. B. durch den Abschluß einer Berufs- 
ausbildung oder den Wieder-ZEinstieg in eine Er- 
werbstätigkeit wird dadurch erhöht. 


Zu Artikel 10 — Änderung des 

Bundessozialhilfegesetzes 

Zu Nummer 1 

Mit dieser Regelung wird dazu beigetragen, die Exi- 
stenzsicherung der schwangeren Frau, die sich für die 
Fortsetzung ihrer Schwangerschaft entscheidet, auf 
ein breiteres Fundament zu stellen. 


Zu Buchstabe a 

Die Verdoppelung des Mehrbedarfs für die Frau be- 
ginnt jetzt nach dem dritten Schwangerschaftsmonat 
und verschafft ihr einen finanziellen Gestaltungsrah- 
men, der ihrer besonderen psychischen und physi- 
schen Situation Rechnung trägt. 


Zu Buchstabe b 

§ 23 Abs. 2 sieht die Aufstockung des Mehrbedarfs 
bei Familien um jeweils zwanzig vom Hundert vor. 
Damit wird gewährleistet, daß sozialhilfeberechtigte 
Familien mit Kindern ein höheres Haushaltseinkom- 
men erhalten, das sie für die Bildung, Erziehung und 
Betreuung ihrer Kinder verwenden können. 


Zu Nummer 2 

Mit der Änderung des § 91 wird die Möghchkeit ge- 
schaffen, einer Frau, die ihre Schwangerschaft fort- 
setzt, bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres des 
Kindes Sozialhilfe zu gewähren, ohne daß Verwandte 
ersten Grades oder sie zu einem späteren Zeitpunkt 
regreßpflichtig gemacht werden können. Damit erhält 
die schwangere Frau eine Lebensperspektive, die ihre 
zukünftige wirtschaf fliehe Existenz nicht durch et- 
waige finanzielle Ansprüche belastet und sie von der 
materiellen Abhängigkeit ihren Eltern gegenüber 
entlastet. 
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Zu Artikel 11 — Änderung des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes; 

Zu Artikel 12 — Änderung des 

Wohnungsbindungsgesetzes 

Die Förderung des öffentlichen Wohnungsbaus hat 
zum Ziel, „eine ausreichende Wohnungsversorgung 
aller Bevölkerungsschichten . . . (zu) ermöglichen und 
diese namentlich für diejenigen Wohnungsuchenden 
sicherzustellen, die hierzu selbst nicht in der Lage 
sind" (§ 1 Abs. 2 Satz 1 WoBauG). Die jetzige Rege- 
lung schließt die schwangere Frau ausdrücklich in 
den Kreis der vordringlich zu Fördernden ein. In Arti- 
kel 12 wird sicher gestellt, daß schwangere Frauen 
vorrangig bei der Wohnungsvergabe berücksichtigt 
werden. 


Zu Artikel 13 — Änderung des 

Einkommensteuergesetzes 

Durch die vorgesehenen Änderungen in Nummer 8 
des § 10 Abs. 1 wird der Sonderausgabenabzug von 
Aufwendungen für Familienhilfen verbessert. Die 
50%ige Anhebung des Höchstbetrags der berücksich- 
tigungsfähigen Aufwendungen nähert sich an eine 
reahtätsgerechte Bemessung der Kosten für hauswirt- 
schaftliche Beschäftigungsverhältnisse an. 


Zu Artikel 14 — Änderung des Strafgesetzbuches 

Zu Nummer 1 
Zu § 218 

Grundgedanke der modifizierten Fristenregelung mit 
obligatorischer Beratung ist, daß eine Entscheidung 
der Frau für die Fortsetzung der Schwangerschaft am 
ehesten dadurch herbeigeführt werden kann, daß ihr 
Hilfe bei der Behebung der materiellen, sozialen und 
familiären Schwierigkeiten angeboten wird, die die 
Entscheidung zu einem Schwangerschaftsabbruch 
bewirken können, und ihr durch eine persönhche Be- 
ratung und offene Aussprache eine überlegte und ver- 
antworthche Entscheidung ermöglicht wird. Es gilt 
also das Prinzip Hilfe statt Strafe. 

Absätze 1 bis 4 entsprechen im wesenthchen gelten- 
dem Recht und bringen die vom Bundesverfassungs- 
gericht geforderte grundsätzhche rechthche Mißbilli- 
gung des Schwangerschaftsabbruchs in der Gesetzes- 
fassung (wie bisher) zum Ausdruck. § 218 Abs. 3 
Satz 2 des geltenden Rechts entfällt im Hinblick auf 
die Fristenregelung in Absatz 5 des Entwurfs. 

Absatz 5 schließt den Tatbestand des Schwanger- 
schaftsabbruchs (Absatz 1) aus und stellt klar, daß in- 
folgedessen auch die Absätze 2 bis 4 keine Anwen- 
dung finden können. Er setzt die Überlegung um, daß 
die Möglichkeit einer Entscheidung der Frau für das 
werdende Leben am größten ist, wenn sie sich nicht 
dem Urteil anderer Stellen unterwerfen muß, sondern 
letztlich nach quahfizierter Beratung und sorgfältiger 
Überlegung die Entscheidung über die Fortsetzung 
der Schwangerschaft selbst treffen kann. Effektiv 


kann das Angebot von Hilfe und Beratung aber nur 
sein, wenn jeder Frau, die einen Schwangerschaftsab- 
bruch vornehmen lassen will, auch die Verpflichtung 
auferlegt wird, sich beraten zu lassen, weil nicht aus- 
zuschließen ist, daß die Schwangere in ihrer Not die- 
sen Weg sonst nicht gehen würde. 

Andererseits muß die Frau die Beratungsstelle aufsu- 
chen können, ohne befürchten zu müssen, daß sie bei 
Durchführung des Abbruchs strafrechthch verfolgt 
wird. Dies ist nur durch eine gesetzliche Regelung 
erreichbar, nach der die Frau auch dann straffrei 
bleibt, wenn sie sich nach einer Beratung für den 
Abbruch entscheidet. 

Durch die verfahrensmäßige Sicherung der obligatori- 
schen Beratung wird gewährleistet, daß die schwan- 
gere Frau ihre Entscheidung in vollem Bewußtsein der 
durch die Verfassung vorgegebenen Grundentschei- 
dung für den Schutz des werdenden Lebens verant- 
wortlich trifft. Die der Frau belassene Entscheidungs- 
freiheit bedeutet daher nicht, daß der Schutz des wer- 
denden Lebens gewissermaßen nur noch mittelbar 
bezweckt und das Rechtsgut „freigegeben" werden 
soll. Die belassene Entscheidungsfreiheit beruht viel- 
mehr auf der Überzeugung, daß sich nur auf diese 
Weise die Chance reahsieren kann, daß die Frau — 
ohne in der Beratung bevormundet zu werden — Hil- 
fen in ihrer Konfliktlage erhält und sich dann für das 
Kind entscheidet. 

Um sicherzustellen, daß die Beratung nicht bloß eine 
Formalität darstellt, sind drei Karenztage vorgesehen. 
Diese sollen der Frau ausreichend Zeit geben, die in 
der Beratung angesprochenen Gesichtspunkte zu be- 
denken und in ihre Entscheidung einzubeziehen. Eine 
solche Regelung — und zwar sogar sechs Karenz- 
tage — sieht übrigens auch die niederländische Rege- 
lung vor, die sich im Sinne des Lebensschutzes besser 
bewährt hat als die derzeitigen Regelungen in 
Deutschland. 

In Absatz 6 werden unter der Voraussetzung, daß die 
Schwangere in den Abbruch einwilhgt, die medizini- 
sche und die kindliche Indikation geregelt. Beide ent- 
sprechen der Regelung im geltenden Recht. Die Bei- 
behaltung der mit 22 Wochen längeren Frist bei der 
eugenischen Indikation ist erforderhch, weil nicht si- 
chergestellt ist, daß etwaige Schädigungen des Em- 
bryos innerhalb der ersten zwölf Wochen zuverlässig 
erkannt werden können. 

Der Strafrahmen entspricht dem in § 218 Abs. 1 bis 3 
StGB des geltenden Rechts. 

Absatz 7 nimmt Regelungen auf, die derzeit in § 219 a 
StGB (unrichtige ärzthche Feststellung) getroffen 
werden. 

Absatz 8 entspricht § 219 Abs. 2 des geltenden 
Rechts. 


Zu § 218a 

Diese Bestimmung entspricht inhaltlich dem § 219 d 
StGB des geltenden Rechts. Sie ermöghcht auch den 
Einsatz nicht empfängnis-, sondern nidationsverhü- 
tender Mittel und trägt zudem den Nachweisschwie- 
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rigkeiten im Frühstadium einer Schwangerschaft 
Rechnung, in dem kaum zwischen einem Abbruch 
sowie einem ungewollten Frühstabgang der Leibes- 
frucht unterschieden werden kann. 


Zu §219 

Die Beratung gemäß Absatz 1 soll für die Schwangere 
eine Hilfestellung sein; sie darf sie nicht einer Gewis- 
sensprüfung unterziehen. Die Übergabe einer Infor- 
mationsschrift reicht nicht aus. Die Beratung überläßt 
der Frau die eigenverantwortliche Entscheidung dar- 
über, ob sie sich für das Kind entscheidet. Es findet 
weder eine Indikationsfeststellung noch eine Proto- 
kolherung von Gang und Inhalt der Beratung statt. 
Damit entfallen die Vorbehalte, die gegen die derzei- 
tige Regelung bestehen, bei der die Frauen sich ge- 
zwungen sehen, die Gründe für eine Indikationsstel- 
lung einem Dritten darzulegen, der dann die Ent- 
scheidung darüber trifft, ob eine Indikation vorliegt. In 
Anbetracht des Wertes des neben dem Selbstbestim- 
mungsrecht der Frau betroffenen Rechtsgutes wer- 
dendes Leben, dem gemäß der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts der Vorrang zukommt, ist 
die Verpflichtung zumutbar, vor dem Abbruch eine 
Beratung wahrzunehmen. Satz 1 verdeuthbht, daß Be- 
ratung und Hilfe für den Lebensschutz besonderes 
Gewicht haben. 

Absatz 2 stellt den Bezug zu der Rahmenregelung der 
Beratungsstellen in Artikel 1 — § 3 — des Entwurfs 
her und trägt der vom Bundesverfassungsgericht ge- 
forderten Personenverschiedenheit von beratendem 
und abbrechendem Arzt Rechnung. 

Absatz 3 besagt, daß ausschließlich die Tatsache be- 
scheinigt wird, daß eine Beratung stattgefunden hat. 
Um die Offenheit der Frau für Beratung im Schwan- 
gerschaftskonfhkt zu fördern, ist die Möglichkeit er- 
öffnet worden, daß die Beratung selbst anonym statt- 
findet und der Name der Frau nicht dem Beratenden, 
sondern erst nach erfolgter Beratung gegenüber der 
Person genannt werden muß, die die Bescheinigung 
über die Durchführung der Beratung ausstellt. 

Absatz 4 stellt klar, daß die Beratung sich nach Mög- 
lichkeit nicht auf die Verhütung und Aufklärung so- 
wie die Beratung und Hilfe im Schwangerschaftskon- 
flikt selbst beschränken soll. Vielmehr sollen auch 
Nachberatungsmöglichkeiten zur Verfügung gestellt 
werden, und zwar sowohl für die Frauen, die sich zur 
Austragung der Schwangerschaft, ggf. verbunden mit 
einer Freigabe des Kindes zur Adoption, als auch für 
diejenigen, die sich für den Schwangerschaftsab- 
bruch entschieden haben. Die Frau soll auch nach der 
Geburt Hilfe durch Beratung finden können. 

In Absatz 5 wird die Möghchkeit einer Einbeziehung 
des männlichen Partners auf Wunsch der Frau eröff- 
net. 


Zu §§219a, 219b 

Die Vorschriften entsprechen mit redaktionellen An- 
passungen den §§ 219b, 219c des geltenden Rechts. 


Zu Nummer 2 

Die Änderung des § 203 Abs. 1 Nr. 4 a StGB ist eine 
redaktionelle Folgeänderung. 


Zu Artikel 15 — Änderung der Strafprozeßordnung 


Zu Nummern 1 und 2 
Redaktionelle Folgeänderungen 


Zu Nummer 3 

Die Strafprozeßordnung läßt bisher zu, daß persönli- 
che Daten aus Patientinnen-Karteien, die z. B. in 
Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung oder (Ab- 
rechnungs-)Betruges gegen Ärzte beschlagnahmt 
worden sind, in Strafverfahren gegen die Patientinnen 
verwertet werden dürfen. In Bayern haben solche so- 
genannten „Zufallsfunde“ zu Strafverfahren gegen 
Frauen wegen unerlaubten Schwangerschaftsab- 
bruchs geführt. Durch diese Möglichkeit wird das 
Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patientin 
empfindlich gestört. Die in Nummer 3 vorgesehene 
Änderung schafft insoweit Abhilfe, indem sie die Ver- 
wertung von Zufallsfunden in einem Strafverfahren 
gegen die betroffene Frau verbietet. 


Zu Artikel 16 — Änderung des Fünften Gesetzes 
zur Reform des Strafrechts 


Zu Nummer 1 

Artikel 3 Abs. 1 des Fünften Strafrechtsreformgeset- 
zes wird dahin gehend geändert, daß die Befugnis, 
Zulassungen für Einrichtungen für ambulante 
Schwangerschaftsabbrüche generell zu verweigern, 
entfallen soll. Es wird sichergestellt, daß nur Einrich- 
tungen zur Durchführung von Eingriffen zugelassen 
werden, die sowohl die sachgemäße Durchführung 
des Eingriffs nach dem jeweiligen Stand der medizi- 
nischen Erkenntnis gewährleisten als auch hohen An- 
forderungen an die personelle, apparative und räum- 
liche Ausstattung genügen. Dazu wird insbesondere 
gehören, daß der den Schwangerschaftsabbruch 
durchführende Arzt die Gebietsbezeichnung Arzt für 
Frauenheükunde und Geburtshilfe besitzt, ihm eine 
geeignete Hilfsperson zur Seite steht und für den Fall 
der Durchführung von Eingriffen in Narkose ein in der 
Narkosetechnik erfahrener Arzt hinzugezogen wird. 
Es muß die Möglichkeit einer ärzüichen Nachbetreu- 
ung sichergestellt und ein Ruheraum vorhanden 
sein. 

Der Ordnungswidrigkeitstatbestand des Artikels 3 
Abs. 2, gemäß dem bei Verstößen ein Bußgeld bis 
10 000 DM verhängt werden kann, bleibt erhalten. 
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Zu Nummer 2 

Für Artikel 4 besteht kein Bedarf. 


Zu Artikel 17 — Aufhebung von auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR 
fortgeltenden Vorschriften 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes sind das nach dem 
Einigungsvertrag im Gebiet der ehemaligen DDR fort- 
bestehende Gesetz über den Schwangerschaftsab- 
bruch aus dem Jahre 1972 und die dieses Gesetz er- 
gänzenden Vorschriften aufzuheben. 


Zu Artikel 18 — Inkrafttreten 

Artikel 18 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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